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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Regierungspolitik

Als «Sargnägel bezüglich der Konkordanz» bezeichnete Benedikt Würth (mitte, SG) die
zunehmenden Indiskretionen im Rahmen von Verhandlungen des Bundesrats. Vor allem
während der Covid-19-Pandemie habe das «System» der Indiskretionen noch
zugenommen. Er mache den Medien keinen Vorwurf, dass sie von diesem Malaise
profitierten, aber es gehe nicht an, dass Anträge von Regierungsmitgliedern in der
Presse erschienen, bevor das Kollegium über sie beraten habe, und dann im Nachgang
der Beratungen auch noch nachgelesen werden könne, wer im Bundesrat wie gestimmt
habe. Wenn die «inhaltliche Konkordanz», also das Kollegialsystem, gerettet werden
solle, dann müssten Massnahmen gegen Indiskretionen diskutiert und umgesetzt
werden. Indiskretionen würden zudem vor allem die in Krisen bedeutende
Kommunikationsstrategie behindern. Der Bundesrat können so nicht mehr mit einer
Stimme sprechen. Die Regierung dürfe nicht einfach zu einer «Konferenz von sieben
Departementsvorstehern» verkommen. Hart ins Gericht ging Würth deshalb mit der
Verwaltung: Die «Stäbe der Departemente [hätten] in ihrem Informationsmanagement
letztlich nur die mediale Positionierung des eigenen Bundesrates im Fokus und dabei
[sei] jedes Mittel recht». Es müssten deshalb strafrechtliche Konsequenzen für
fehlende Integrität geschaffen werden – so die Hauptforderung des Vorstosses.
Unterstützung fand der St.Galler Kantonsvertreter bei Andrea Caroni (fdp, AR), der
anregte, das Anliegen auch auf die Legislative auszuweiten. Immer wieder könnten «mit
schöner Regelmässigkeit» in den Medien Informationen gelesen werden, die eigentlich
dem Kommissionsgeheimnis unterstünden. Der Bundesrat, in der Ratsdebatte während
der Sommersession 2021 vertreten durch Bundeskanzler Walter Thurnherr, empfahl die
Motion zur Ablehnung. Indiskretionen würden zwar die Zusammenarbeit erschweren
und das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in den Bundesrat untergraben, seien
kriminell und zeugten von Charakterschwäche, es gebe aber bereits klare Regelungen,
wie dagegen vorgegangen werden könne. Zudem könne nicht von einem «System»
gesprochen werden, weil ganz viele Informationen den Weg nach draussen eben nicht
fänden. Thurnherr nannte das Beispiel von als geheim klassierten Geschäften, bei
denen Dokumente versiegelt, vom Weibel persönlich überbracht und nur gegen
Unterschrift abgegeben würden. Statt vergangene Indiskretionen in einem Bericht
aufzuarbeiten, schlage der Bundesrat vielmehr eine klare Haltung gegen Indiskretion
und eine striktere Anwendung der geltenden Vorschriften vor. Einer Mehrheit von 29 zu
15 Stimmen genügte dieser bundesrätliche Vorschlag allerdings nicht; sie hiess den
Vorstoss gut und schickte ihn weiter an den Nationalrat. 1

MOTION
DATUM: 08.06.2021
MARC BÜHLMANN

Einstimmig (24 zu 0 Stimmen bei einer Enthaltung) beantragte die SPK-NR, die Motion
Würth (mitte, SG) abzulehnen, mit der Massnahmen gegen Indiskretionen im Rahmen
von Verhandlungen des Bundesrats verlangt wurden. Indiskretionen förderten
politisches Misstrauen, schadeten den Institutionen und die momentane Situation sei in
der Tat unbefriedigend – so die Kommission in ihrem schriftlichen Bericht. Mit der
Motion, die einen Bericht über Indiskretionen verlange, würden die aktuellen Probleme
aber nicht gelöst. Bei vertraulichen und geheimen Geschäften seien die Verfahren
zudem in den letzten Jahren schon genügend optimiert worden. Die SPK-NR begrüsse
freilich, dass die Regierung Verbesserungen bei der Verfolgung von
Geheimnisverletzungen durch die  Bundesstaatsanwaltschaft plane. Die Kommission
werde sich dem Thema also noch einmal annehmen. Die Motion selber sei aber unnötig
und man beantrage entsprechend deren Ablehnung.
In der Frühjahrssession 2022 folgte die grosse Kammer diesem Kommissionsantrag
diskussionslos und versenkte den vom Ständerat gutgeheissenen Vorstoss. 2

MOTION
DATUM: 14.03.2022
MARC BÜHLMANN
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Bundesverwaltung - Organisation

In der Sommersession beugte sich der Ständerat über den bundesrätlichen Entwurf
zum Bundesgesetz über den Einsatz elektronischer Mittel zur Erfüllung von
Behördenaufgaben (EMBAG). Die WBK-SR hatte es einstimmig zur Annahme empfohlen,
wie Kommissionssprecher Benedikt Würth (mitte, SG) berichtete. Obwohl die Schweiz
ein «Hightech-Land» sei, schneide sie im internationalen Vergleich hinsichtlich
digitaler Verwaltung äusserst schlecht ab. Aus diesem Grund sei die «Digitale
Verwaltung Schweiz» (DVS), eine gemeinsame Organisation zwischen Bund und
Kantonen, ins Leben gerufen worden. Damit der Bund hier als Partner fungieren könne,
brauche es Rechtsgrundlagen, die mit dem EMBAG geschaffen werden sollen. In den
bisherigen Diskussionen habe sich herausgestellt, dass bisher zu stark in Sektoren
gedacht und zu wenig auf Kooperation gebaut worden sei. Mit dem vorliegenden
«Querschnittsgesetz» solle dies geändert werden, so Würth. Die WBK-SR habe an der
bundesrätlichen Vorlage leichte Anpassungen vorgenommen. So soll dafür gesorgt
werden, dass Menschen ohne digitale Kompetenzen von Behördeninteraktionen nicht
ausgeschlossen würden. Darüber hinaus will die Kommission, dass Kantone
Vereinbarungen zwischen Bund und Gemeinden zustimmen müssen. Um die Motionen
Guggisberg (svp, BE; Mo 21.4490) und Würth (mitte, SG; Mo. 21.4377) zu erfüllen, sollen
zudem unter Bundesbeteiligung erarbeitete digitale Instrumente und Ergebnisse frei
zur Verfügung gestellt werden. Die WBK-SR wolle zudem der Verwaltung schliesslich
nicht wie vom Bundesrat vorgesehen fünf, sondern lediglich drei Jahre gewähren, um
Daten und Ressourcen öffentlich zugänglich zu machen. Auch Bundesrat Ueli Maurer
warb für das Gesetz, das auch Datenschutz und Prozesssicherheit gross schreibe. 
Eintreten war in der Folge unbestritten, die Ausgabenbremse wurde einstimmig (34 zu
0 Stimmen) gelöst und alle Anträge der WBK-SR wurden ohne Diskussion gutgeheissen.
Auch die Gesamtabstimmung passierte die leicht angepasste Vorlage einstimmig (33 zu
0 Stimmen). 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.06.2022
MARC BÜHLMANN

In der Wintersession 2022 nahm der Ständerat die zweite Lesung für das Bundesgesetz
über den Einsatz elektronischer Mittel zur Erfüllung von Behördenaufgaben (EMBAG)
vor. Der Nationalrat hatte sieben Differenzen geschaffen. Die WBK-SR empfahl der
kleinen Kammer, in sechs der sieben Punkte an der ständerätlichen Fassung
festzuhalten: Der vom Nationalrat eingeführte Grundsatz, dass das Gesetz nicht nur für
die Bundesverwaltung, sondern auch für alle dezentralen Verwaltungseinheiten gelten
solle, sei abzulehnen, so der Kommissionssprecher Benedikt Würth (mitte, SG). Man
wolle hier an der «Kann-Formulierung» des Bundesrats festhalten. Auch der Vorschlag
des Nationalrats, alle Kantonsverwaltungen und Vollzugsorgane dem Gesetz zu
unterstellen, gehe zu weit. Festhalten wollte die Kommission auch am Artikel, der
explizit auf die unterschiedlichen Bedürfnisse verschiedener Bevölkerungsgruppen
hinweist, die berücksichtigt werden müssten. Der Nationalrat wollte diesen Passus
streichen. Auch bei der Offenlegung von Quellcodes wollte die WBK-SR nicht auf den
Streichungsvorschlag des Nationalrats eingehen. Der Passus «wenn es möglich und
sinnvoll ist und die Rechte Dritter gewahrt werden», den die grosse Kammer streichen
wollte, sei nötig, weil es zum Beispiel sicherheitstechnisch sensible Fälle gebe, bei
denen die Offenlegungspflicht im Sinne von «open source» nicht gefordert werden
dürfe, argumentierte Würth. Auch dass amtliche Register öffentlich zugänglich gemacht
werden können, wie dies der Nationalrat forderte, erachtete die WBK-SR als «nicht
sachgerecht» und empfahl auch hier Festhalten. Schliesslich beharrte die WBK-SR auf
ihrem Vorschlag, dass der Bundesrat auch fachlich zuständige Verwaltungseinheiten
ermächtigen können soll, Metadaten zu veröffentlichen. Auch diesen Passus wollte der
Nationalrat nicht im Gesetz haben und einzig dem Bundesamt für Statistik die
Veröffentlichung erlauben. Einverstanden mit dem Nationalrat war die WBK-SR einzig
bei der Forderung, dass die Standards, die in technischer, organisatorischer und
prozeduraler Hinsicht verbindlich erklärt werden sollen, nicht nur bei der Entstehung
und Umsetzung von Projekten, sondern auch bei deren Beschaffung berücksichtigt
werden sollen. 
Die Anträge der Kommission wurden samt und sonders diskussionslos angenommen.
Nicht ganz einig war sich die WBK-SR freilich bei der Regelung der Zusammenarbeit mit
anderen schweizerischen Gemeinwesen und Organisationen. Zwar war man sich in der
Kommission und im Rat einig, dass die Kantone angehört werden müssen. Eine
Minderheit Gmür-Schönenberger (mitte, LU) beantragte allerdings erfolgreich, dass
diese Anhörung ausreicht und der Zustimmungsvorbehalt der Kantone gestrichen wird:
Die Kantone müssten zwar vor Abschluss von Vereinbarungen angehört werden, sollte
es aber zu Vereinbarungen mit Gemeinden kommen, brauche es ihre explizite
Zustimmung nicht. Mit 26 zu 14 Stimmen folgte der Rat diesem von der

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.12.2022
MARC BÜHLMANN
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Minderheitensprecherin und Bundesrat Maurer beworbenen Kompromissvorschlag. 4

Parlamentsmandat

Nachdem die SPK beider Räte der parlamentarischen Initiative von Beat Rieder (mitte,
VS) Folge gegeben hatten, wäre es eigentlich an der SPK-SR gewesen, eine Vorlage
auszuarbeiten, mit der das Verhältnis zwischen Lobbying und Kommissionsarbeit hätte
geklärt werden sollen. In der Tat wollte die Initiative dem «Parlamentariershopping»
Einhalt gebieten, also dem von der SPK-NR so benannten Phänomen, dass
Ratsmitglieder, die bei Beginn einer neuen Legislatur in einer neuen Kommission Einsitz
nehmen, von Organisationen rekrutiert werden, deren Interessen im Bereich der von
der entsprechenden Kommission behandelten Themen liegen. Mit einem Verbot der
Ausübung von Tätigkeiten, die thematisch mit der Kommissionsarbeit zu tun haben,
hätte dies umgesetzt werden sollen. Dabei hatte der Initiant selber bereits
vorgeschlagen, Ausnahmen vorzusehen: Ein Verbot sollte nicht gelten für marginal
entschädigte Tätigkeiten oder für Parlamentsmitglieder, die im entsprechenden
Bereich bereits vor der Wahl in die Kommission beruflich tätig sind. Diese Ausnahmen
brachten freilich eine 6 zu 2-Mehrheit der SPK-SR dazu, die parlamentarische Initiative
zur Abschreibung zu empfehlen. Die Umsetzung der Initiative – so nachvollziehbar die
Forderung auch sei – würde das Prinzip der Gleichbehandlung der Ratsmitglieder oder
die Idee des Milizsystems verletzen. Gleichbehandlung würde bedeuten, dass sämtliche
Tätigkeiten untersagt werden müssten, mit denen Kommissionsarbeit tangiert würde.
Dies wäre aber mit dem Milizsystem nicht vereinbar. Hier müssten jene beruflichen
Tätigkeiten ausgenommen werden, die bereits vor der Wahl ausgeübt wurden, was aber
wiederum das Prinzip der Gleichbehandlung verletzten würde. Darüber hinaus – so
machte die SPK-SR in ihrem Bericht deutlich – sei mit «erheblichen Auslegungs- und
Anwendungsschwierigkeiten» zu rechnen. Eine links-grüne Kommissionsminderheit,
bestehend aus Hans Stöckli (sp, BE) und Lisa Mazzone (gp, GE), wollte die Rekrutierung
von Parlamentsmitgliedern abhängig von deren Kommissionszugehörigkeit hingegen
bekämpfen, weil es das Vertrauen in die Politik untergrabe: Ein Verbot solcher
Tätigkeiten lasse sich damit begründen, dass die Wählerinnen und Wähler vor den
Wahlen wissen müssten, wer welche Interessenbindungen aufweise. Solche Bindungen
dürften nicht erst nach den Wahlen und je nach Kommissionszugehörigkeit neu
aufgebaut werden. 
Der Ständerat sollte das Geschäft eigentlich in der Wintersession 2021 behandeln,
beschloss aber, die Beratung zu verschieben. Es brauche eine längere Debatte, für die
in der Wintersession aber keine Zeit sei, begründete Benedikt Würth (mitte, SG) seinen
Ordnungsantrag, der eine Neutraktandierung für die Frühjahrssession 2022 vorsah. In
der Tat wäre es das letzte Geschäft im Ständerat gewesen, das im Jahr 2021 behandelt
worden wäre. Würth befürchtete, dass «die zentrale Frage» nicht genügend Raum
erhalten hätte, weil ein «psychologischer Druck, jetzt nicht mehr zu sprechen, weil die
Ratsmitglieder in die Mittagspause gehen wollen», bestanden hätte. Dies sahen auch
die anwesenden Ständerätinnen und Ständeräte so und hiessen den Ordnungsantrag
gut. 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.12.2021
MARC BÜHLMANN

1) AB SR, 2021 S. 505 f.; AZ, 2.3., 3.3.21; WW, 11.3.21; TA, 9.6.21
2) AB NR, 2022, S. 411; Bericht SPK-NR vom 28.1.22
3) AB SR, 2022, S. 330 ff.
4) AB SR, 2022, S. 1139 ff.
5) AB SR, 2021 S. 1438 f.; Bericht SPK-SR vom 16.11.21
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